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Beilage 309/1983 zum, kur~chriftlichen Bericht des o.ö. Landtages, XXII. Gesetzgebungsperiode

Bericht des Ausschusses für Verfassung und Verwaltung
betreffend das Landesverfassungsgesetz, mit dem das O.Ö. Landes-Verfassungs-

gesetz 1971 geändert wird (O.Ö.Landes-Verfassungsgesetznovelle 1984)
. _ " , . 1 .

Bedenklichkeit einer solchen Regelung aber auch aus
der Tatsache, daß dadurch einerseits eine sachlich
nicht gerechtfertigte Ungleichbehandlung der einzel·
nen Teilhaber von Unternehmungen begründet und
,andererseits ein Eingrifl in die Zivilrechtskompetenz
des Bundes (Gesellschaftsrecht als Teil des Privat-
rechtes) nicht ausgeschlossen werden könnte,

Unter Bedachtnahme auf diese Erwägungen ergeben
sich im Vergleich zu den einschlägigen Regelungen
der anderen Bundesländer folgende verfassungs·
rechtlich unbedenkliche Möglichkeiten einer Ausdeh-
nung der Kontrollbefugnis des Landeskontrollbeam-
ten betreffend Unternehmungen:

a) Überprüfung der Gebarung von Unternehmungen, '
die das Land allein betreibt oder an denen ihm die
finanziellen Anteile zu mehr als 50 v, H, zustehen,
(Muster: Rechnungshof, Burgenland, Wien)

b) Überprüfung der Gebarung von Unternehmungen,
an denen das Land finanziell beteiligt Ist oder für
die es eine Ausfallshaflung trägt, sofern und soweit
sich die Unternehmung der Kontrolle des Landes
unterworfen hat (Muster: Burgenland)

In diesem Sinn soll der Aufgabenbereich des Landes-
kontrollbeamten durch die Ergänzung des Art, 27 a
Abs, 1 L·VG, 1971 um eine neue 111.c erweitert werden,

(L-237/4-XXII)

1: Durch die 2, O,Ö, Landes-Verfassungsgesetznovelle
1979, LGB!. Nr. 77, wurde der Landeskontrollbeamte
als Kontrollorgan des Landtages eingerichtet (Artikel
27a L·VG, 1971), Die Kontrolltätigkeit des Landeskon-
trollbeamten erstreckt ,sich nach diesem Gesetz auf
die Überprüfung der Gebarung
a) des Landes, '
b) der Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von

Organen des Landes oder von Personen (Perso-
nengemeinschaften) verwaltet werden, die hiezu
von Organen des Landes bestellt sind,

Die Überlegungen, die maßgeblich dafür waren, ne-
ben dem durch die Bundesverfassung eingerichteten
Rechnungshof dem Landtag ein weiteres vergleichba-
res Kontrollorgan, nämlich den Landeskontrollbeam-
ten, zur Verfügung zu stellen, lassen es zweckmäßig
erscheinen, den derzeitigen Aufgabenbereich des
Landeskontrollbeamten zu erweifern und auch auf Un-
ternehmungen zu erstrecken, an. denen das Land be-
teiligf ist

Muster hiefür soll nicht zuletzt aus verfassungsrechtlI-
chen Überiegungen das vom Bundesverfassungsge-
setzgeber dem Rechnungshof Übertragene Ausmaß
an Kontrollbefugnissen sein, Die Rechnungshofkon-
trolle erstreckt sich gemäß Art, 127 Abs, 3 B-VG nur
au(Unternehmungen, an denen das Land ,allein oder
mit mindestens 50 v, H, befeiligt Ist Damit scheint
auch der Rahmen für den Landesverfassungsgesetz-
geber abgesteckt: Es erscheint aul Grund der relati-
ven Verfassungsautonomie des Landes - entgegen
einzelner Lehrmeinungen, die das Recht des Landta-
ges auf Kontrolle von Unternehmungen überhaupt
leugnen - verfassungskonform, wenn sich die Kon-
trolle des Landtages bzw, des Landeskontrollbeamten
auch auf Unternehmungen erstreckt, an denen das
Land' allein oder mit mindestens 50 v, H" beteiligt
ist Es erscheint aber verfassungsrechtlich nicht un-
bedenklich, wenn sich diese Kontrolle auch auf Unter-
nehmungen erstrecken würde, an denen das Land mit
weniger als 50 v, H, beteiligt ist Dies zunächst des-
halb. weil eine solche Regelung den vom Bundesver-
fassungsgesetzgeber vorgezeichneten Rahmen über-
schreiten und mit Art, 99 Abs, 1 B-VG, wonach die
Landesverfassung durch den Landesgesetzgeber nur'
"insoweit abgeändert werden darf, als dadurch die
Bundesverfassung nicht berührt' wird", in 'Wider-
spruch stehen könnte. Darüber hinaus ergäbe sich die,
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2_ Anläßlich dieser Novellierung des O.Ö, Landes-
Verfassungsgesetzes 1971 bietet es sich an. auch

,eine Novellierung des Art, 26 L-VG.1971 vorzuneh-
men. Mit dem Bundesverfassungsgesetz vom 1. Juli
1981, BGB!. Nr. 350, wurden nämlich u. a. die für die
Wiederverlautbarung von Bundesgesetzen maßgebli.
chen Bestimmungen im Art. 49 ades B-VG zusam-
mengefaßt Es kam dabei auch zu einigen Verbesse-
rungen, die auch für die WIederverlautbarung von
Landesgesetzen nutzbar gemacht werden sollen. Die
vorgeschlagenen Änderungen des Art. 26 Abs. 2
L:VG. 1971 sollen dieser Absicht Rechnung tragen.

~. i

Der Ausschuß für Verfassung und Verwaltung bean-
tragt, der Hohe Landtag möge das beigefügte Landes-
verfassungsgesetz, mit dem das O.Ö. Landes·
Verfassungsgesetz 1971 geändert wIrd (O.Ö. Landes-
Verfassungsgesetznovelle 1984), beschließen.

Linz, am 24. November 1983

Dr. Bauer

Berichterstatter
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mit dem das O.Ö. landes-Verlassungsgesoetz 1971 geänderl wird
[O.Ö. Landes·Veriassungsgesetznovelie 1984)

Der 0_0. Landtag hat beschlosseo·

Artikel I

Das 0 Ö. landes-Verfassungsgesetz 1~71. LGBI. Nr.
34. in de, Fassung der Kundmachung LGB1. Nr. 21/1975.
der 0.6. Landes-Verfassungsgesetznovelie 1979 LGB!.
Nr. 55. und der 2. O.Ö. Landes-\/erfassungsgesetznavelle
1979. LGB!. Nr. 77. wird wie blgt geändert:

f. Art. 25 ."'bs. 1 Z. 8 hat zu lauten:

,,8. der Rechtsvorschrift einen Kurztrel geben une
-E uchstabenabkürz ungen der Titel festsetzen;"

2. Dem Art. 26 Abs. 1 sind folgende Z. 9 und 10 an-
zufügen:

,,9. 'Jeraltete S:::hreibweisen der n3U8ra Schreibweise
anpassen;

10. Übergangsbestimmungen sawie noch an:zu-
'JJ81dende frühere Fassungen des betreffer1den
Gesetzes unter Angabe ihres Gellungsbereiches
2usammenfassen und gleich:::eih;l mit der Wie-
derverlautbarung ';Jescndert kundmachen."

3. Art "7a Abs. 1 hat zu lauten:

..(1; Der Lan,jlag bedient sich ZJr (berprülung der
Geoarung

a'1 des Landes.
bl der Stiftungen, Fon·js und Anstelter, die ven Orga-

nen des Landes oder ,'on Personen (Personel1ge·
meinschaften) verVlialte1 werden, die hiezu von Or·
ganen des landes bestellt sind.

CI der Unternehmungen. die da.s Lam~ allem be1reitl
cxler an-denen dem Land die fin-anziellen Anteile zu
mehr aJ~50 v. H. zustehen; ferrer a ler übrigen Ur·
ternehmungen. sofern Jnd soweit sich die Unter·
nehmung ·der Kontrolle durch ,jas _and untel"'Nor·
fen hat,

des Landeskontrollbeamten (Art. 43 A'bs. 6 und 7).'

Artikel 11

Di-eses Gesetz tritt mit dem auf se'l1e KundmadlL'ng irr
landesgesetzblatt lür Oberösterreicr fe·l, enden Monats-
ersten in Kraft.


